
Bekanntmachung 
 

Planfeststellungsbeschluss 
für das Bauvorhaben: B 111 Neubau der Ortsumgehung Wolgast einschließlich 

Neue Bahnhofstraße und Radweg an der Kreisstraße VG  26 
Bekanntmachung des Landesamtes für Straßenbau und Verkehr M-V 

-Planfeststellungsbehörde- 
 
Der Planfeststellungsbeschluss des Landesamtes für Straßenbau und Verkehr Mecklenburg-
Vorpommern vom 12.01.2021 - Az.: 0115-553-13-67-5, der das o. a. Bauvorhaben betrifft, liegt 
mit einer Ausfertigung des festgestellten Plans (einschließlich Rechtsbehelfsbelehrung) in der 
Zeit vom 15.02.2021 – 26.02.2021 (2 Wochen) im Amt Am Peenestrom im Flur der 3. Etage, 
Burgstraße 6, 17438 Wolgast, während nachfolgender Zeiten zu jedermanns Einsicht öffent-
lich aus:  
 Montag 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 13:00 Uhr bis 15:30 Uhr 
 Dienstag 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr  
 Mittwoch 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
 Donnerstag 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 13:00 Uhr bis 15:30 Uhr 
 Freitag  08:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
 
Die Amtsverwaltung unterliegt wegen der Corona-Situation Zugangsbeschränkungen, auf deren 
Einhaltung strikt geachtet wird. Der Zugang zur Amtsverwaltung wird Personen, die sich über 
die Planungsunterlagen durch Einsichtnahme informieren möchten, zu den in der öffentlichen 
Bekanntmachung genannten Zeiten nach vorheriger telefonischer Terminvereinbarung unter 
03836/ 251-101 gewährt. 
 
Der Planfeststellungsbeschluss wird den Beteiligten, über deren Einwendungen entschieden 
worden ist, zugestellt. Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Beschluss den übrigen 
Betroffenen gegenüber als zugestellt (§ 74 Abs. 4 Satz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes, 
VwVfG). 
 
Zusätzlich können der Planfeststellungsbeschluss und die Planunterlagen über die Internetseite 
http://www.strassenbauverwaltung.mvnet.de/planfeststellung/ 
eingesehen werden. Für die Vollständigkeit und Übereinstimmung der im Internet veröffentlich-
ten Unterlagen mit den amtlichen Auslegungsunterlagen wird keine Gewähr übernommen. Der 
Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Unterlagen ist maßgeblich. 
 
Gegenstand des Vorhabens 
Kurzbeschreibung des Bauvorhabens: 
Das Bauvorhaben umfasst den Neubau der Bundesstraße 111 als südliche Ortsumgehung (OU) 
von Wolgast, den Neubau der „Neuen Bahnhofstraße“ sowie den Neubau eines straßenbeglei-
tenden Radwegs an der Kreisstraße VG 26.  
Folgende Baumaßnahmen sind im Einzelnen geplant: 
− B 111 Neubau der OU Wolgast 

Der Neubau der Bundesstraße 111 als südliche OU von Wolgast beginnt westlich von Wol-
gast. Der Peenestrom mit der Sauziner Bucht wird durch eine Brücke gequert. Auf Usedom 
bindet die OU östlich des Ortsteils Mahlzow an das vorhandene Straßennetz an. Weiterhin 
ist westlich des Bauanfangs der eigentlichen OU der Ersatzneubau der Brücke über das 
Gewässer Ziese geplant. 

− „Neue Bahnhofstraße“ 
Im Zusammenhang mit dem Bau der OU Wolgast plant die Stadt Wolgast eine neue Anbin-
dung der geplanten OU an die vorhandene Bahnhofstraße und die am Peenestrom gelege-
nen Hafen- und Gewerbegebiete. Diese Verbindung wird als „Neue Bahnhofstraße“ bezeich-
net. 

− Radweg an der Kreisstraße VG 26 



Die geplante OU Wolgast quert u.a. die Kreisstraße VG 26, die teilweise verlegt und mit ei-
nem Bauwerk über die OU überführt werden soll. Der Landkreis Vorpommern-Greifswald 
plant in diesem Zusammenhang zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse den Bau eines 
straßenbegleitenden Radweges an der Kreisstraße VG 26 im Brücken- und Rampenbereich.  

Da für alle drei Baumaßnahmen ein einheitliches Planungskonzept erforderlich ist, werden die 
Vorhaben B 111 Neubau der OU Wolgast, „Neue Bahnhofstraße“ und „Radweg an der Kreis-
straße VG 26“ gemäß § 78 VwVfG verfahrenstechnisch in einem Planfeststellungsverfahren 
zusammengeführt. 
 
Verfügender Teil des Planfeststellungsbeschlusses 
Das Vorhaben wird mit den Entscheidungen und Nebenbestimmungen planfestgestellt, weil die 
mit ihm verfolgten verkehrlichen Ziele die Inkaufnahme der in den Entscheidungsgründen auf-
gezeigten nachteiligen Wirkungen auf öffentliche und private Belange rechtfertigen.  
Auch bei der Gesamtbetrachtung aller entgegenstehenden Interessen überwiegt das öffentliche 
Interesse an der Realisierung des Bauvorhabens.  
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage 
beim 
 Oberverwaltungsgericht Mecklenburg-Vorpommern  
 Domstraße 7, 17489 Greifswald 
erhoben werden. Als Zeitpunkt der Zustellung gilt der letzte Tag der Auslegungsfrist. Dies gilt 
nicht für den Vorhabenträger und diejenigen, denen der Planfeststellungsbeschluss gesondert 
zugestellt wurde, hier gilt der Tag der tatsächlichen Zustellung. Die Klage ist beim Gericht 
schriftlich zu erheben. 
Der Kläger muss sich durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. Welche Bevollmächtigten 
dafür zugelassen sind, ergibt sich aus § 67 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO).  
 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten 
 Landesamt für Straßenbau und Verkehr - Planfeststellungsbehörde - 
 An der Jägerbäk 3, 18069 Rostock 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag ent-
halten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sind innerhalb einer Frist 
von zehn Wochen nach Klageerhebung anzugeben. Erklärungen und Beweismittel, die erst 
nach dieser Frist vorgebracht werden, können durch das Gericht zurückgewiesen werden.  
Für die Erhebung der Klage stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung: 
1. Schriftlich: Die Klage kann schriftlich erhoben werden. 
2. Auf elektronischem Weg: Die Klage kann auch durch Zuleitung über das EGVP (Elektroni-

sches Gerichts- und Verwaltungspostfach) erhoben werden. Zu den Einzelheiten des elekt-
ronischen Übermittlungsweges und dessen technische Anforderungen wird auf die Seite des 
Justizministeriums Mecklenburg-Vorpommern sowie auf die Webseite www.egvp.de verwie-
sen. Eine Kommunikation über E-Mail in Rechtssachen ist nicht zugelassen. 

 
Die Anfechtungsklage gegen den vorstehenden Planfeststellungsbeschluss für diese Bundes-
fernstraße, für die nach dem Fernstraßenausbaugesetz vordringlicher Bedarf festgestellt ist, hat 
keine aufschiebende Wirkung.  
Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Anfechtungsklage gegen den vor-
stehenden Planfeststellungsbeschluss nach § 80 Abs. 5 Satz1 VwGO kann nur innerhalb eines 
Monats nach der Zustellung dieses Planfeststellungsbeschlusses beim oben genannten Ober-
verwaltungsgericht Mecklenburg-Vorpommern gestellt und begründet werden. 
 
 


